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nisse der Frauen- und Geschlechterforschung in un­
terschiedlicher Intensität in den Kanon der instru­
mentellen Kenntnisse und Fähigkeiten der Wissen­
schaften integriert sind. Das Lehrangebot richtet sich 
an Männer und Frauen gleichermaßen und wird von 
männlichen und weiblichen Lehrenden getragen. 

Der Studienschwerpunkt im ersten Abschnitt 
schliesst mit dem Zertifikat ,,Interdisziplinärer 
Studienschwerpunkt Geschlechterverhältnisse/Frau­
enforschung" ab, das unabhängig vom Diplom­
zeugnis beantragt und ausgestellt wird. Darin sind 
die abgeschlossenen Kurse aufgelistet und die The­
men der Haus- und/oder Diplomarbeiten genannt. 
Die Studierenden müssen zwei spezielle Kurse sowie 
zwei weitere Kurse des Schwerpunktes belegen. Dies 
können entweder spezielle oder akzentuierte Kurse 
sein. Darüber hinaus müssen sie entweder die grosse 
Hausarbeit im fünften Semester oder die Diplomar­
beit zu dem Themenbereich „Frauen- und Ge­
schlechterforschung" geschrieben haben. 

Dieses Konzept für den Interdisziplinären Stu­
dienschwerpunkt Geschlechterverhältnisse/Frauen­
forschung (ISGF) wurde in Workshops des „Lei­
stungsbereichsaussschuss Frauenförderung" entwi­
ckelt und am 3. Februar 2000 vom Hochschulsenat 
einstimmig verabschiedet. Der Beschluss beruht auf 
einem ausführlichen Konzept. 

Dieses sowie weitere Informationen sind zu erhal­
ten bei: 

HWP - Hochschule für Wirtschaft und Politik, 
Von-Melle-Park 9, 20146 Hamburg. Ansprechpart­
nerin: Dr. Eva Kocher, Tel.: 040-42838-5765, 
e-mail: KocherE@hwp.uni-hamburg.de 

berlinbonn 

- Mit einem mehrgliedrigen Aktionsplan will die 
Bundesregierung Gewalt gegen Frauen wirkungsvoll 
bekämpfen. Themen sind: gewaltfreie Erziehung, 
Verbesserung des zivilrechtlichen Schutzes von fami­
liärer Gewalt betroffener Frauen, Abbau der Unsi­
cherheiten bei betroffenen Frauen sowie bei profes­
sionellen Rechtsanwendern, Gerichten und Angehö­
rigen rechtsberatender Berufe, Überprüfung des Se­
xualstrafrechts dahingehend, ob es alle bekannten 
strafwürdigen Sachverhalte lückenlos erfasst und 
Verbesserung der Rechte ausländischer Frauen bei 
Genitalverstümmelungen und Massenvergewal­
tigungen. 

- Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat am 5. Juli 2000 den von der Bundesregie-
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rung vorgelegten Gesetzentwurf zur Anderung des 
BundeserziehungsgeUgesetzes (14/ 3 5 5 3) in geänderter 
Fassung mehrheitlich angenommen. Vorgesehen ist 

- die Anhebung der Einkommensgrenze ab dem 
siebten Lebensmonat des Kindes (Verheiratete: 
32.200 DM, Alleinstehende 26.400 DM) 

- ein budgetiertes Erziehungsgeld von 900 DM 
monatlich nur im ersten Lebensjahr des Kindes 

- ein Rechtsanspruch auf Reduzierung der Ar­
beitszeit 

- gemeinsamer Erziehungsurlaub beider Eltern 
- Hinausschieben des Erziehungsurlaubs bis 

zum 8. Geburtstag des Kindes (nur mit Zu­
stimmung des Arbeitgebers) 

- SPD und Bündnis 90/Die Grünen wollen ein ei­
genständiges familienrechtliches Institut, die „Einge­
tragene Lebempartnerschaft' für gleichgeschlechtliche 
Paare, schaffen und haben dazu am 6. Juni 2000 ei­
nen Gesetzentwurf ( 14/3 751) vorgelegt. Das neue fa­
milienrechtliche Institut verpflichtet die Lebenspart­
nerinnen zu Fürsorge, Unterstützung und grund­
sätzlich angemessenem Unterhalt. Vor der Begrün­
dung der Lebenspartnerschaft haben beide Parme­
rinnen eine Erklärung über ihren Vermögensstand 
abzugeben. Im Entwurf ist insbesondere vorgesehen: 

- ein gesetzliches Erbrecht 
- Zeugnisverweigerungsrechte 
- ein sogenanntes „kleines Sorgerecht" 
- ein steuerlicher Unterhaltsabzugsbetrag m 

Höhe von 40.000 DM 
- die Anrechnung des Einkommens und Vermö­

gens des/der Lebenspartners/in bei der 
Bedürftigkeitsprüfung (Sozialhilfe, Ausbil­
dungsförderung, Wohngeld) 

- ein Anspruch auf Erteilung einer Aufenthalts­
erlaubnis und einer Arbeitsgenehmigung. 

- sinngemäße Anwendung der beamtenrechtli-
chen Regelungen , 

- beim Scheiterns des gemeinsamen Lebenspla­
nes: staatliche Hilfe bei der Auseinanderset­
zung 

SPD und Bündnis 90/Die Grünen erwarten zudem, 
dass die Bundesregierung für die Eingetragenen Le­
benspartnerschaften im Rahmen der Rentenreform 
eine Regelung für den Hinterbliebenenfall vorsieht 
(4/3792). 

- Jedem Kind soll ein Recht auf gewaltfreie Erziehung 
eingeräumt werden. Der Rechtsausschuss billigte am 
28. Juni 2000 einen Gesetzentwurf von SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen (14/1247). Nach dem Wtl­
len der Abgeordneten soll im Bürgerlichen Gesetz­
buch (BGB) künftig formuliert werden: ,,Kinder ha­
ben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. Körperliche 
Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere ent-
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würdigende Maßnahmen sind unzulässig." Der Be­
schluss des Rechtsausschusses enthält auch Änderun­
gen des Kindesunterhaltsrechts. So soll der wirtschaft­
lichen Vorteil des seit dem 1. Januar dieses Jahres er­
höhten Kindergeldes stärker als bisher den Haushalten 
zugute kommen, in denen Kinder versorgt werden. 
Die Regelbeträge sollen sich erstmals rückwirkend 
zum 1. Juli 1999 und danach zum 1. Juli jedes zweiten 
Jahres ändern. Eine Anrechnung des Kindergeldes bei 
Unterhaltszahlungen soll zudem dann unterbleiben, 
wenn der dazu Verpflichtete nicht in der Lage ist, Un­
terhalt in Höhe von 135 Prozent des Regelbetrages zu 
leisten. Nach dem Willen des Ausschusses ist die 
Bundesregierung aufgefordert, das gesamte Unter­
haltsrecht gründlich zu überprüfen und Vorschläge 
zur einer Neuregelung einzubringen. 

Zusammengestellt von Dagmar Oberlies 
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